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Beschlussempfehlung
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zur

 Vorlage – zur Beschlussfassung –
Drucksache 18/3728
Drittes Gesetz zur Änderung des
Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen:

Die Vorlage – zur Beschlussfassung – Drucksache 18/3728 wird mit folgenden Änderungen
angenommen:

1. Artikel 1 Nummer 3 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe b) wird wie folgt gefasst:

 „Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

‚(2) Es ist für die Dauer der angespannten Wohnungsmarktlage auch für den Fall der
Rechtsnachfolge sicherzustellen, dass der Ersatzwohnraum, soweit er nicht von den
Verfügungsberechtigten selbst genutzt wird, bei einer Vermietung dem Wohnungs-
markt zu angemessenen Bedingungen zur Verfügung steht. Angemessene Bedingun-
gen setzen Mieten voraus, die für Wohnungen der entsprechenden Art von einem
durchschnittlich verdienenden Arbeitnehmerhaushalt allgemein aufgebracht werden
können. Soweit Wohnraum ersetzt wird, bei dem die Miethöhe nicht durch Gesetz o-
der auf der Grundlage eines Gesetzes, insbesondere auch der Regelungen des bürgerli-
chen Rechts, begrenzt wird, sollen keine Anforderungen an die Miethöhe gestellt wer-
den. Der Ersatzwohnraum muss grundsätzlich in räumlicher Nähe zu dem zweckent-
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fremdeten Wohnraum oder zumindest in demselben Bezirk geschaffen werden, in dem
die Zweckentfremdung erfolgt beziehungsweise erfolgen soll.‘“

b) Buchstabe c) wird wie folgt gefasst:

„Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.“

c) Nach Buchstabe c) wird folgender Buchstabe d) angefügt:

„d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. In dem neuen Absatz 4 wird Satz 1 Num-
mer 3 wie folgt gefasst:

‚3. bei Nutzung einer Nebenwohnung im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 1 im Einzel-
fall auf Antrag nur anzuerkennen, soweit diese nicht über einen befristeten Zeitraum
an Dritte als Wohnraum vermietet werden kann, höchstens jedoch 90 Tagen im Jahr,
es sei denn, es liegt eine unbillige Härte vor; besteht daneben eine Hauptwohnung oder
mindestens eine weitere Nebenwohnung der Antragstellenden im Land Berlin, soll
keine Genehmigung erteilt werden.‘“

2. In Artikel 1 Nummer 7 wird § 5 Absatz 2 und Absatz 3 wie folgt geändert:

„(2) Die in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Daten können bei

1. Verfügungsberechtigten, Nutzungsberechtigten oder sonstigen Bewohnerin-
nen und Bewohnern der betroffenen Räumlichkeiten,

2. Anbietern von Telemedien im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 1 Telekom-
munikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S.
1982), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes zur Fortentwicklung der
Strafprozessordnung und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni
2021 (BGBl. I S. 2099) geändert worden ist, wenn

a) zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine Ordnungswidrigkeit
vorliegen, es sich bei den in die Auskunft aufzunehmenden Daten um
Bestandsdaten im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 Telekommunikati-
on-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes handelt und die Auskunft erfor-
derlich ist, um den Sachverhalt zu erforschen oder den Aufenthaltsort
eines Betroffenen zu ermitteln oder

b) im Einzelfall die in die Auskunft aufzunehmenden Daten Bestands-
daten im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 Telekommunikation-
Telemedien-Datenschutz-Gesetzes oder Nutzungsdaten im Sinne des §
2 Absatz 2 Nummer 3 a) Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-
Gesetzes sind und die Auskunft zur Abwehr einer Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit erforderlich ist, insbesondere um bei Bestehen eines
Gefahrenverdachts ermitteln zu können, ob gegen das Zweckentfrem-
dungsverbot verstoßen wird,
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3. Herausgebern und Rechteinhabern von Druckerzeugnissen oder anderen Medien,
in welchen Angebote oder Werbung für die Überlassung von Unterkünften an
wechselnde Nutzer zum nicht auf Dauer angelegten Gebrauch angezeigt werden
oder angezeigt werden können,

4. öffentlichen Stellen durch Abfrage, insbesondere bei der Meldebehörde, bei den
Ämtern des zuständigen Bezirksamtes und bei anderen Bezirksämtern, beim
Grundbuchamt, beim Handelsregister, bei der Investitionsbank Berlin sowie

5. Vermittlern, Verwaltern oder Hausverwaltungen der betroffenen Räumlichkeiten

erhoben werden.

Die in Satz 1 Nummern 1 bis 5 genannten Personen, Anbieter von Telemedien und
Stellen sind verpflichtet, unentgeltlich die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und
Unterlagen vorzulegen. Satz 2 gilt auch für Beschäftigte und Beauftragte der in Satz 1
Nummer 1 bis 5 genannten Auskunftspflichtigen.

Die in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Daten sind grundsätzlich bei den in Satz 1
Nummer 1 genannten Personen zu erheben. Sie können auch bei den in Satz 1 Num-
mer 2 bis 5 genannten Personen, Institutionen oder Anbieter von Telemedien erhoben
werden, wenn im Einzelfall eine Erhebung der Daten bei den in Satz 1 Nummer 1 ge-
nannten Personen nicht möglich ist oder einen unverhältnismäßig hohen Aufwand er-
fordern würde und schutzwürdige Belange der betroffenen Personen nicht entgegen-
stehen.

(3) Kommt ein Anbieter von Telemedien im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 1 Tele-
kommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes einer Auskunftspflicht nicht inner-
halb von zwei Wochen nach, hat er auf Verlangen des zuständigen Bezirksamts Ange-
bote, Werbung oder weitere Informationen, auf die sich das Auskunftsverlangen be-
zog, von den von ihm betriebenen Internetseiten unverzüglich zu entfernen.“

3. Artikel 1 Nummer 9 wird wie folgt geändert:

                Die Überschrift wird geändert in „Vollstreckbarkeit und Rechtsnachfolge“.

4. Artikel 1 Nummer 11 c) aa) wird wie folgt gefasst:

„Satz 1 wird wie folgt gefasst:

‚Anbieter von Telemedien im Sinne des Telekommunikation-Telemedien-
Datenschutz-Gesetzes haben auf Verlangen der zuständigen Behörde Angebote und
Werbung, die nach Absatz 1 ordnungswidrig sind, von den von ihnen betriebenen In-
ternetseiten unverzüglich zu entfernen.´“
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5. In Artikel 1 Nummer 12 wird in § 9 ein Absatz 4 eingefügt:

„(4) Bis zum Inkrafttreten des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes
am 1. Dezember 2021 gelten die Sätze 2 und 3. §§ 5 Absatz 2 und 3 sowie 7 Absatz 3
finden auf Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes vom 26. Februar 2007
(BGBl. I S. 179, 251), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 30. März 2021
(BGBl. I S. 448) geändert worden ist, sinngemäß Anwendung. § 5 Absatz 2 findet
sinngemäß Anwendung auf Bestandsdaten und Nutzugsdaten im Sinne der §§ 14 Ab-
satz 1 und 15 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Telemediengesetz.“

Berlin, den 2. September 2021

Die Vorsitzende
des Ausschusses für Stadtentwicklung
und Wohnen

Ülker Radziwill
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